
Statt staatliche Gerichte 
bitten sie einen islami-
schen Friedensrichter um 

Hilfe – oder schlichten Kon-
flikte unter ihren Familien-
clans. Die unter dem Reizwort 
Paralleljustiz oder Scharia-
Gerichtsbarkeit kritisch be-
äugte Praxis vor allem von Mi-
granten hat für Konfliktstoff 
auf dem 70. Deutschen Juris-
tentag in Hannover gesorgt.

Den Experten, die rätselten, 
ob die Paralleljustiz das 
Rechtssystem nun entlastet 
oder bedroht, gab der Bremer 
Richter Klaus-Dieter Schro-
mek bereitwillig Nachhilfe. 
„Diese Schlichtungen behin-
dern die Justiz massiv“, bilan-
zierte Schromek seine Erfah-
rungen aus einer Prozessserie 
um eine blutige Banden-
Schießerei auf der Bremer 
Discomeile. Mit der herkömm-
lichen Vorstellung von außer-
gerichtlicher Streitschlichtung 
hätten die Regelungen der 
Clans nichts gemein.

Um nach Gewalttaten wie-
der Ruhe zu schaffen, würden 
etwa kriminelle Aktivitäten 
etwa im Drogen- oder Türste-

herbereich neu aufgeteilt, 
oder dem anderen Clan eine 
Frau für ein noch lediges Mit-
glied übermittelt. „Die Frauen 

sind immer die Verliererin-
nen“, sagte Schromek. „Sie 
haben weder Recht noch Stim-
me.“ Mit religiösem Recht hät-
ten die Deals nichts zu tun.

Eines der Hauptthemen des 
heute zu Ende gehenden Ju-
ristentages war die Frage, ob 
die Justiz im Strafrecht auf 
kulturell oder religiös gepräg-
te Vorstellungen von Zuwan-
derern eingehen muss, etwa 
bei Blutrache oder sogenann-
ten Ehrenmorden. Die Paral-
leljustiz müsse aus dem Hin-
terzimmer geholt werden, 
Dialog und Austausch seien 
nötig, meinte ein Jurist. Man 

müsse nicht über, sondern mit 
Muslimen reden, forderte der 
Vertreter einer muslimischen 
Gemeinde. Angesichts der 

Vielzahl unterschiedlicher 
Töne rangen die Fachleute so-
gar darum, ob sie zur Parallel-
justiz überhaupt eine Empfeh-
lung abgeben können – und ob 
man die Vokabel überhaupt 
verwenden sollte.

Mit der Annahme, es gebe 
mitunter einen „Islam-Rabatt“ 
bei der Verurteilung muslimi-
scher Straftäter, räumte die 
Juristin und Kriminologin Ju-
lia Kasselt auf. Sie referierte 
aus ihrer Dissertation am 
Max-Planck-Institut für inter-
nationales und ausländisches 
Strafrecht, nach der soge-
nannte Ehrenmörder in 

Deutschland in den letzten 
Jahren härter bestraft wurden 
als Täter sonstiger Mordtaten 
unter Lebenspartnern. „Reli-
gion spielt als solches eigent-
lich keine Rolle“, stellte sie 
nach ihrer Analyse von 78 so-
genannten Ehrenmorden fest.

Auf welch schwierigem Ter-
rain sich die Juristen begeben 
hatten, zeigte sich schon bei 
der Abgrenzung der Religion 
zur bloßen Weltanschauung, 
etwa bei der Frage, ob Scien-
tology-Vertreter auch Geistli-
che sind. Aber auch die Fest-
stellung, wofür der Islam tat-
sächlich steht, sorgte für 
Streit. Ein Jurist, der mit eini-
gen Koran-Zitaten ein kriti-
sches Licht auf die Weltreli-
gion werfen wollte, wurde 
prompt von einem muslimi-
schen Vertreter kritisiert. Per 
Handschlag legten sie den 
Streit schnell bei. Nicht so 
leicht wurden sich die Exper-
ten in anderen Punkten einig, 
etwa ob es im Kampf gegen 
Zwangsheiraten mehr Durch-
griffsmöglichkeiten für die 
Justiz bedarf.

Michael Evers

Kein „Islam-Rabatt“
Paralleljustiz bereitet Juristen Kopfzerbrechen
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Die Hinterzimmer-Justiz von islamischen 
Friedensrichtern macht den Experten auf dem 
Deutschen Juristentag zu schaffen. Gibt es eine 
Paralleljustiz, kann sie gar die Gerichte entlasten 
– oder unterläuft sie das staatliche Rechtssystem?

CELLE. Die „Friedensdividen-
de“ nach dem Mauerfall scheint 
aufgebraucht: Die Ukraine-Kri-
se hat das Verhältnis 
zwischen Russland 
und dem Westen „dra-
matisch“ verschlech-
tert, wie Bundeswehr-
Generalinspekteur Vol-
ker Wieker gestern 
beim Celler Trialog 
feststellte. Der Kreml 
habe mit seiner Politik 
der Missachtung ukrai-
nischer Souveränität 
gegen jahrzehntealte 
OECD-Grundsätze verstoßen.

Von einem sicherheitspoliti-
schen Umbruchpunkt sprach 
gestern auch Claus Günther bei 
der Celler Sicherheitskonfe-
renz. Günther, Vorsitzender des 
Ausschusses für Sicherheit des 
Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI) und Vor-
standsmitglied des Rüstungs-
herstellers Diehl Defence Hol-
ding GmbH, bezog dies nicht 
nur auf die politische Großwet-
terlage. Auch die wirtschaftli-

che Situation der Rüstungs-
unternehmen in Deutschland 
lasse ein „weiter so“ nicht zu. 

„Industrie 
und Staat ha-
ben seit den 
60er-Jahren 
erhebliche 
Mittel in den 
Aufbau eige-
ner rüstungs-
industrieller 
Kapazitäten 
eingesetzt“ – 
und diese Fä-
higkeiten 

sieht die Branche durch den 
Berliner Sparkurs mittlerweile 
bedroht.

Mit 100.000 direkt in der 
deutschen Rüstungsindustrie 
beschäftigten Mitarbeitern 
spiele die im gesamtwirtschaft-
lichen Vergleich nur eine gerin-
ge Rolle, sagte Günther, „aber 
technologisch sind wir einer 
der Innovationsmotoren“.

Im Interesse einer verant-
wortungsvollen Sicherheits-
politik müssten die nationalen 

Fähigkeiten Deutschlands er-
halten und fortentwickelt wer-
den, warb der Manager. Denn 

die haben 
Auswirkun-
gen auf den 
sicherheits-
politischen 
Kurs der ge-
samten Nato: 
Wegbestim-
mend in der 
bündnispoliti-
schen Zusam-
menarbeit 
seien die 

technologisch führenden 
Mächte. Folgerung des Refe-
renten: „Die Bundeswehr darf 
bei der Ausrüstung nicht von 
anderen Ländern abhängig 
sein.“ Zugleich warnte Günther 
davor, auf eine Definition eige-
ner Interessen zu verzichten – 
„dann stünden wir in Europa 
sprachlos da“.

Die auch von Wirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD) be-
feuerte Diskussion über Waf-
fenexporte wirkt auf die zur 

Celler Sicherheitskonferenz zu-
sammengekommenen Vertre-
ter von Politik, Bundeswehr 

und Rüs-
tungswirt-
schaft mut-
maßlich ziem-
lich 
„deutsch“. So 
hinterfrage 
beispielswei-
se die Regie-
rung in Paris 
den dritten 
Platz 
Deutschlands 

beim Waffenexport und betone 
gar öffentlich, dass vielmehr 
Frankreich beim Geschäft mit 
Rüstungsgütern erfolgreicher 
als Deutschland sei. Günther 
betonte: „Wir brauchen Expor-
te, denn allein durch die dünne 
nationale Auftragsdecke wird 
die deutsche Rüstungsindustrie 
nicht überlebensfähig sein.“

Um rund 20 Prozent sei der 
deutsche Verteidigungshaus-
halt seit 2001 geschrumpft, bi-
lanzierte der Geschäftsführer 

der deutschen Sparte des euro-
päischen Lenkflugkörper-Her-
stellers MBDA, Thomas Hom-

berg. Er warnte, die 
von der Politik betrie-
benen Exportbegren-
zungen gerieten zu-
nehmend in Wider-
spruch zur gewollten 
europäischen Koope-
ration im Rüstungsbe-
reich: „Wenn die ge-
meinsam produzierten 
Produkte anschlie-
ßend nicht verkauft 
werden dürfen, sind 

die deutschen Unternehmen 
für ausländische Partner nicht 
mehr interessant.“ 

Das gemeinsame Verständnis 
zwischen Politik und Wirtschaft 
sei im Rüstungsbereich ein 
Stück weit verloren gegangen, 
stimmt Staatssekretär Gerd 
Hoofe dieser Kritik der Wirt-
schaftsmanager zu. Der Mann 
aus dem Verteidigungsministe-
rium bekannte zugleich, die 
Rüstungsindustrie sei ein wich-
tiges Instrument der deutschen 

Sicherheitspolitik: „Wir sind 
voneinander abhängig.“ In der 
Vergangenheit habe es seitens 
der Hersteller an Terminpünkt-
lichkeit und Preisstabilität ge-
mangelt; auf Seite der Politik 
sei nach dem „Wechsel auf Ent-
scheidungsebene“ noch nicht 
wieder der notwendige 
Schwung erreicht worden.

Doch auch der auf Begren-
zung der Rüstungsexporte be-
dachte Wirtschaftsminister Ga-
briel habe in einem Gespräch 
mit der Branche „einen Schritt 
in die richtige Richtung ge-
macht“, zeigte sich Günther op-
timistisch, eine gemeinsame 
Linie zwischen Militär, Wirt-
schaft und Politik zu finden. 

Genau dies, die Suche nach 
Konsens, ist ja auch ein Anlie-
gen des Celler Trialogs. Celles 
Oberbürgermeister Dirk-Ulrich 
Mende (SPD) hatte die zum 
zweiten Mal vom Bundestags-
abgeordneten Henning Otte 
(CDU) organisierte Sicherheits-
konferenz in seinem Grußwort 
entsprechend gewürdigt. (klf)

Firmen und Politik bei Celler Trialog: „Sind voneinander abhängig“
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Interview

Einer der Hauptreferenten 
beim Juristentag ist Bundes-
verfassungsrichter Wilhelm 
Schluckebier. Ein Gespräch 
mit ihm über die Vielfalt der 
Kulturen und Religionen in 
Deutschland. 

In unserer multikulturellen 
und multireligiösen Gesell-
schaft berufen sich inzwi-
schen Straftäter auf religiöse 
Motive. Gibt es in Deutsch-
land zu viel Religionsfreiheit?

Nein, gewiss nicht. Ich den-
ke, wir können stolz sein auf 
unsere Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit. Eine staatli-
che Überprüfung ist aller-
dings in bestimmten Berei-
chen dringend erforderlich. 
Es ist schlechterdings nicht 
vorstellbar, dass andere ver-
fassungsrechtlich gewähr-
leistete Rechte wie körperli-
che Integrität oder Recht auf 
Leben eingeschränkt werden 
unter Berufung auf eine ver-
meintliche religiöse Regel.

Die Stichworte sind bekannt: 
Zwangsheirat, Blutrache, Eh-
renmord. Kann der Staat so 
etwas unter dem religiösen 
Deckmäntelchen hinneh-
men?

Gerade Blutrache und Eh-
renmord haben weniger et-
was mit Re-
ligion zu 
tun, son-
dern mit 
altherge-
brachten 
Vorstellun-
gen von 
Ehre. Da 
sehe ich 
nicht die 
Glaubens-
freiheit im 
Spiel. Und wenn wir doch 
eine solche Konstellation hät-
ten, dann ist völlig klar, dass 
die gegenläufigen Grund-
rechte es nicht zulassen, dass 
man sich für solche Taten auf 
Glaubensfreiheit beruft.

Was macht Sie denn zuver-
sichtlich, dass verschiedene 
Religionen und Kulturen in 
Deutschland friedlich zusam-
menleben können?

Die großen christlichen 
Kirchen und die jüdischen 
Gemeinden haben traditio-
nell immer Wert darauf ge-
legt, dass es in Deutschland 
ein friedfertiges Leben gibt. 
Seit einiger Zeit unterstützen 
auch die muslimischen Mo-
scheevereine und Dachver-
bände diese Bestrebungen. 
Das berechtigt zu der Hoff-
nung, dass wir auch weiter in 
gesellschaftlichem Frieden 
mit allen Glaubensrichtun-
gen und den Nichtreligiösen 
leben können.

Wilhelm 
Schluckebier

Empfehlungen

Der 70. Deutsche Juristentag 
hat überraschend keine 
Empfehlung zu der umstritte-
nen Frage abgegeben, ob 
und wie die Tarifeinheit in 
den Betrieben gesetzlich 
geregelt werden darf. Es ist 
das erste Mal in der Ge-
schichte des Juristentags, 
dass am Ende der Diskussio-
nen in einer Gruppe keine 
Reformvorschläge gemacht 
werden. Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles (SPD) 
will, dass das Motto „Ein 
Betrieb – Ein Tarifvertrag“ 
wieder gilt – und damit die 
Macht von Spartengewerk-
schaften wie der Pilotenver-
einigung Cockpit und der 
Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL) 
beschnitten wird.
  In den anderen fünf Abtei-
lungen machen die Juristen 
dem Gesetzgeber Vorschläge 
zur Reformierung. Beschlüsse 
eines Juristentages sind 
wegweisend für Gesetzge-
bung und Gerichte. 
  Strafrecht: Kulturelle oder 
religiöse Prägungen sollen in 
Gesetzgebung und Recht-
sprechung nur in seltenen 
Ausnahmen berücksichtigt 
werden. Tradition oder 
Religion sind somit in der 
Regel keine Entschuldigung. 
Kein Strafrabatt also bei 
Ehrenmorden. Zwangsheira-
ten sollen auch verfolgt 
werden, wenn sie im Ausland 
arrangiert werden.
  Bund-Länder-Finanzaus-
gleich: Die Experten spra-
chen sich für eine Verschär-
fung der Schuldenbremse 
aus. So sollen unter anderem 
die Verschuldung der 
Kommunen und der Sozial-
versicherungsträger bei den 
Berechnungen miteinbezogen 
werden. 
  Managerhaftung: Die 
Teilnehmer lehnten gesetzliche 
Haftungserleichterungen für 
Manager ab. Manager sollen 
aber nicht persönlich mithaf-
ten, wenn einer Bank die Pleite 
droht und sie unter den 
Rettungsschirm flüchten muss.
  Urheberrecht: Die Leis-
tungsschutzrechte von 
Bildern und Filmen im Internet 
sowie von Presseverlagen 
sollen beibehalten werden, 
digitale Privatkopien aber 
erlaubt sein. Der Gesetzgeber 
soll eine neutrale Datenbasis 
schaffen, die das Nutzerver-
halten in digitalen Märkten 
umfassend dokumentiert. 
  Zivilprozess: Die Fachkom-
petenz in den Gerichten soll 
gebündelt werden. Der 
Juristentag rät dazu, an 
Landgerichten Spezialkam-
mern für Bausachen, die 
Arzthaftung oder Versiche-
rungsfragen zu bilden. 
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Vollverschleierte Frauen auf einer Kundgebung eines radikalen Salafistenpredigers in Offenbach am Main. 
Inwieweit die deutsche Justiz im Strafrecht auf kulturell oder religiös geprägte Vorstellungen von Zuwanderern 

eingehen muss, war eines der Themen beim heute endenden 70. Deutschen Juristentag in Hannover.
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